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146. Kundmachung: Geltungsbereich des Europäischen Übereinkommens über die Rechtshilfe in
Strafsachen

147. Kundmachung: Geltungsbereich des Europäischen Auslieferungsübereinkommens
148. Kundmachung: Geltungsbereich des Europäischen Übereinkommens betreffend Auskünfte

über ausländisches Recht
149. Kundmachung: Geltungsbereich des Zusatzprotokolls zum Europäischen Übereinkommen

betreffend Auskünfte über ausländisches Recht
150. Kundmachung: Geltungsbereich des Europäischen Übereinkommens über die obligatorische

Haftpflichtversicherung von Kraftfahrzeugen
151. Kundmachung: Geltungsbereich des Europäischen Übereinkommens über die internationale

Geltung von Strafurteilen
152. Kundmachung: Geltungsbereich des Europäischen Übereinkommens über die Übertragung

der Strafverfolgung
153. Kundmachung: Geltungsbereich des Europäischen Übereinkommens über die Übertragung

der Strafverfolgung
154. Kundmachung: Geltungsbereich des Europäischen Übereinkommens über die Adoption von

Kindern
155. Kundmachung: Geltungsbereich des Europäischen Übereinkommens über die Anerkennung

und Vollstreckung von Entscheidungen über das Sorgerecht für Kinder und
die Wiederherstellung des Sorgerechts

156. Kundmachung: Geltungsbereich des Übereinkommens über die Überstellung verurteilter
Personen

157. Kundmachung: Geltungsbereich der Anti-Doping-Konvention
158. Kundmachung: Geltungsbereich des Übereinkommens über Geldwäsche sowie Ermittlung,

Beschlagnahme und Einziehung von Erträgen aus Straftaten

146. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Europäischen
Übereinkommens über die Rechtshilfe in Strafsachen

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Europarats hat die Slowakei am 4. Mai 2000 nachstehende
Erklärungen zum Europäischen Übereinkommen über die Rechtshilfe in Strafsachen (BGBl. Nr. 41/1969,
letzte Kundmachung des Geltungsbereichs BGBl. III Nr. 128/2000) abgegeben:

Artikel 15 Absatz 6:

Rechtshilfeersuchen, auf die in Art. 3, 4 und 5 Bezug genommen wird, sind an das Justizministerium
der Slowakischen Republik zu richten, wenn das Verfahren im ersuchenden Staat das Hauptverhandlungs-
stadium erreicht hat. In allen anderen Fällen sind sie an die Generalstaatsanwaltschaft der Slowakischen
Republik zu richten.

Ansuchen, auf die in Art. 11 Bezug genommen wird, sind an das Justizministerium der Slowakischen
Republik zu richten.

Ersuchen, auf die in Art. 13 Abs. 1 Bezug genommen wird, und Mitteilungen nach Art. 21 Abs. 1
sind an die Generalstaatsanwaltschaft der Slowakischen Republik zu richten.

Artikel 16 Absatz 2:

Die Slowakische Republik lädt die anderen Vertragsparteien ein, ihre Ersuchen und beigefügten
Schriftstücke, die entweder nicht in slowakischer Sprache oder nicht in einer der Amtssprachen des
Europarats abgefasst sind, mit einer Übersetzung in eine dieser Sprachen vorzulegen.
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Artikel 24:

Für die Zwecke dieses Übereinkommens sind die folgenden Behörden als Justizbehörden in der
Slowakischen Republik anzusehen: das Justizministerium der Slowakischen Republik, die Generalstaats-
anwaltschaft der Slowakischen Republik, alle Gerichte und Staatsanwaltschaften unabhängig von ihrer
Bezeichnung.

Schüssel

147. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Europäischen
Auslieferungsübereinkommens

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Europarats hat die Slowakei am 4. Mai 2000 nachstehende
Erklärung zum Europäischen Auslieferungsübereinkommen (BGBl. Nr. 320/1969, letzte Kundmachung
des Geltungsbereichs BGBl. III Nr. 111/2000) abgegeben:

Artikel 23:

Die Slowakische Republik lädt die anderen Vertragsparteien ein, ihre Ersuchen und Unterlagen, die
weder in slowakischer noch in einer der offiziellen Sprachen des Europarats abgefasst sind, mit einer
Übersetzung in einer dieser Sprachen vorzulegen.

Schüssel

148. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Europäischen
Übereinkommens betreffend Auskünfte über ausländisches Recht

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs des Europarats haben folgende weitere Staaten ihre Beitritts-
urkunde zum Europäischen Übereinkommen betreffend Auskünfte über ausländisches Recht (BGBl.
Nr. 417/1971, letzte Kundmachung des Geltungsbereichs BGBl. III Nr. 100/1999) hinterlegt.

Staaten: Datum der Hinterlegung
der Beitrittsurkunde:

Aserbaidschan 26. Juni 2000
Belarus 2. Juli 1997

Schüssel

149. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Zusatzproto-
kolls zum Europäischen Übereinkommen betreffend Auskünfte über ausländisches Recht

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs des Europarats haben folgende weitere Staaten ihre
Ratifikations- bzw. Beitrittsurkunde zum Zusatzprotokoll zum Europäischen Übereinkommen betreffend
Auskünfte über ausländisches Recht (BGBl. Nr. 179/1980, letzte Kundmachung des Geltungsbereichs
BGBl. III Nr. 204/1998) hinterlegt.

Staaten: Datum der Hinterlegung der
Ratifikations- bzw. Beitrittsurkunde:

Belarus 2. Juli 1997
Georgien 20. Juni 2000

Anlässlich der Hinterlegung der Beitrittsurkunde hat Belarus erklärt, dass es das Zusatzprotokoll mit
Ausnahme der Bestimmungen von Kapitel II anwendet.

Schüssel
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150. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Europäischen
Übereinkommens über die obligatorische Haftpflichtversicherung von Kraftfahrzeugen

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Europarats hat die Türkei am 26. April 2000 seine
Ratifikationsurkunde zum Europäischen Übereinkommen über die obligatorische Haftpflichtversicherung
von Kraftfahrzeugen (BGBl. Nr. 236/1972) hinterlegt.

Anlässlich der Hinterlegung der Ratifikationsurkunde hat die Türkei erklärt, dass es von den in Art. 2
Abs. 2 und 3 des Übereinkommens vorgesehenen Rechten und von den in Anhang II Abs. 1, 6, 8 und 12
vorgesehenen Vorbehalten Gebrauch macht.

Schüssel

151. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Europäischen
Übereinkommens über die internationale Geltung von Strafurteilen

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Europarats hat Rumänien am 8. Juni 2000 seine Ratifi-
kationsurkunde zum Europäischen Übereinkommen über die internationale Geltung von Strafurteilen
(BGBl. Nr. 249/1980, letzte Kundmachung des Geltungsbereichs BGBl. III Nr. 76/1999) hinterlegt.

Anlässlich der Hinterlegung der Ratifikationsurkunde hat Rumänien nachstehende Vorbehalte erklärt
bzw. Erklärungen abgegeben:

Artikel 19 Absatz 2:

Rumänien erklärt, dass unbeschadet der Bestimmungen des Art. 19 Abs. 1 des Übereinkommens an
die rumänischen Behörden nach diesem Übereinkommen gerichtete Ersuchen und beigefügte Schrift-
stücke mit einer Übersetzung ins Französische oder Englische versehen sein müssen.

Artikel 61 Absatz 1:

Rumänien erklärt, dass es sich das Recht vorbehält:
1. die Vollstreckung abzulehnen, wenn sich die Strafe nach seiner Auffassung auf eine religiöse

strafbare Handlung bezieht (Anlage I.a);
2. die Vollstreckung einer Sanktion für eine Handlung abzulehnen, die nach dem Gesetz des

ersuchten Staates nur von einer Verwaltungsbehörde behandelt werden könnte (Anlage I.b).

Schüssel

152. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Europäischen
Übereinkommens über die Übertragung der Strafverfolgung

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Europarats hat die Slowakei am 4. Mai 2000 nachstehende
Erklärungen zum Europäischen Übereinkommen über die Übertragung der Strafverfolgung (BGBl.
Nr. 250/1980, letzte Kundmachung des Geltungsbereichs BGBl. III Nr. 130/2000) abgegeben:

Artikel 13 Absatz 3:

Die Ersuchen aus dem Ausland um Übertragung der Strafverfolgung sind an die Generalstaatsan-
waltschaft der Slowakischen Republik zu richten.

Die Übermittlung eines Ersuchens um Übertragung der Strafverfolgung an das Ausland fällt in die
Zuständigkeit des Justizministeriums der Slowakischen Republik, wenn das Verfahren das Hauptver-
handlungsstadium erreicht hat. In allen anderen Fällen fällt die Übermittlung an das Ausland in den
Zuständigkeitsbereich der Generalstaatsanwaltschaft der Slowakischen Republik.

Artikel 18 Absatz 2:

Die Slowakische Republik lädt die anderen Vertragsparteien ein, ihre Ersuchen um Übertragung der
Strafverfolgung und die beigefügten Schriftstücke, die entweder nicht in slowakischer Sprache oder nicht
in einer der Amtssprachen des Europarats abgefasst sind, zusammen mit einer Übersetzung in eine dieser
Sprachen vorzulegen.

Schüssel
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153. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Europäischen
Übereinkommens über die Übertragung der Strafverfolgung

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Europarats hat Rumänien am 8. Juni 2000 seine Ratifika-
tionsurkunde zum Europäischen Übereinkommen über die Übertragung der Strafverfolgung (BGBl.
Nr. 250/1980, letzte Kundmachung des Geltungsbereichs BGBl. III Nr. 152/2000) hinterlegt.

Anlässlich der Hinterlegung der Ratifikationsurkunde hat Rumänien nachstehende Vorbehalte erklärt
bzw. Erklärungen abgegeben:

Artikel 13 Absatz 3:

Rumänien erklärt, dass im Zuge eines Strafverfahrens abgefasste Ersuchen nach diesem Überein-
kommen an die Staatsanwaltschaft beim Obersten Gerichtshof zu richten sind.

Rumänien erklärt, dass im Zuge eines Gerichtsverfahrens abgefasste Ersuchen nach diesem Überein-
kommen an das Justizministerium zu richten sind.

Artikel 18 Absatz 2:

Rumänien erklärt, dass unbeschadet den Bestimmungen des Art. 18 Abs. 3 nach diesem Überein-
kommen abgefasste Ersuchen und beigefügte Schriftstücke zusammen mit einer Übersetzung ins
Französische oder Englische an die rumänischen Behörden zu übermitteln sind.

Artikel 41 Absatz 1:

Rumänien erklärt, dass es sich das Recht vorbehält:
1. ein Verfolgungsersuchen abzulehnen, wenn die strafbare Handlung nach seiner Auffassung rein

religiösen Charakter hat (Anlage I.a);
2. ein Ersuchen um Verfolgung einer Handlung abzulehnen, für deren Ahndung nach seinem Recht

ausschließlich eine Verwaltungsbehörde zuständig ist (Anlage I.b);
3. Artikel 30 und 31 nicht anzuwenden (Anlage I.g).
4. Der Ausdruck „Staatsangehöriger“ bedeutet für die Zwecke dieses Übereinkommens „Staats-

bürger“ (Anlage II).

Schüssel

154. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Europäischen
Übereinkommens über die Adoption von Kindern

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Europarats hat Lettland am 13. Juli 2000 seine Ratifika-
tionsurkunde zum Europäischen Übereinkommen über die Adoption von Kindern (BGBl. Nr. 314/1980,
letzte Kundmachung des Geltungsbereichs BGBl. III Nr. 67/1999) hinterlegt.

Schüssel

155. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Europäischen
Übereinkommens über die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen über das
Sorgerecht für Kinder und die Wiederherstellung des Sorgerechts

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs des Europarats haben folgende weitere Staaten ihre Ratifi-
kationsurkunden zum Europäischen Übereinkommen über die Anerkennung und Vollstreckung von
Entscheidungen über das Sorgerecht für Kinder und die Wiederherstellung des Sorgerechts (BGBl.
Nr. 321/1985, letzte Kundmachung des Geltungsbereichs BGBl. III Nr. 73/2000) hinterlegt:

Staaten: Datum der Hinterlegung der
Ratifikationsurkunde:

Malta 18. Oktober 1999
Tschechische Republik 22. März 2000

Anlässlich der Hinterlegung ihrer Ratifikationsurkunde haben diese Staaten nachstehende Vorbehalte
erklärt bzw. Erklärungen abgegeben:
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Malta

Vorbehalt:

Gemäß Art. 6 Abs. 3 behält sich Malta das Recht vor, die Anwendung der Bestimmungen des Art. 6
Abs. 1 lit. b teilweise auszuschließen, indem es keine Mitteilungen annimmt, die in Französisch abgefasst
oder denen eine Übersetzung ins Französische beiliegt.

Gemäß Art. 17 Abs. 1 behält sich Malta das Recht vor, in den von den Artikeln 8 und 9 oder in
einem dieser Artikeln erfassten Fällen die Anerkennung und Vollstreckung von Sorgerechtsentschei-
dungen zu versagen, wenn einer der in Art. 10 Abs. 1 (lit. a, b, c und d) vorgesehenen Gründe vorliegt.

Erklärung:

Gemäß Art. 2 Abs. 1 ist die zuständige maltesische Zentralbehörde, welche die in diesem Überein-
kommen vorgesehenen Aufgaben wahrnimmt, „the Director of Child and Family Affairs, Department of
Social and Family Affairs, 469 St. Joseph Road, St. Venera, Malta“.

Tschechische Republik

Vorbehalt und Erklärung:

Gemäß Art. 17 Abs. 1 erklärt die Tschechische Republik den Vorbehalt, in den von den Art. 8 und 9
erfassten Fällen die Anerkennung und Vollstreckung von Sorgerechtsentscheidungen oder die Wiederher-
stellung des Sorgerechts aus den in Art. 10 Abs. 1 vorgesehenen Gründen zu versagen.

Gemäß Art. 2 ist die zuständige tschechische Zentralbehörde, welche die in diesem Übereinkommen
vorgesehenen Aufgaben wahrnimmt, „the Authority for International Legal Protection of Children, Brno,
Benešova 22“.

Einer weiteren Mitteilung des Generalsekretärs zufolge hat die Türkei am 10. April 2000 als Zentral-
behörde, welche die in diesem Übereinkommen vorgesehenen Aufgaben wahrnimmt, bestimmt:

„the General Direction of the International Law and External Relations of the Ministry of Justice, Adalet
���������, Uluslararas� Hukuk ve Di� Illi�kiler, Genel Müdürlügü, BAKANLIKLAR-KIZILAY,
ANKARA“.

Schüssel

156. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Überein-
kommens über die Überstellung verurteilter Personen

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs des Europarats haben folgende weitere Staaten ihre
Ratifikations- bzw. Beitrittsurkunde zum Übereinkommen über die Überstellung verurteilter Personen
(BGBl. Nr. 524/1986, letzte Kundmachung des Geltungsbereichs BGBl. III Nr. 138/2000) hinterlegt.

Staaten: Datum der Hinterlegung der
Ratifikations- bzw. Beitrittsurkunde:

Andorra 13. Juli 2000
Tonga 3. Juli 2000

Anlässlich der Hinterlegung der Ratifikationsurkunde hat Andorra nachstehende Erklärungen
abgegeben:

Artikel 3 Absatz 3:

In Übereinstimmung mit Art. 3 Abs. 3, dass es die Anwendung des in Art. 9 Abs. 1 lit. b vorge-
sehenen Verfahrens ausschließt, wenn es Vollstreckungsstaat ist.

Artikel 3 Absatz 4:

In Übereinstimmung mit Art. 3 Abs. 4, dass der Begriff „Staatsangehöriger“ jede Person bedeutet,
die im Zeitpunkt der Tatbegehung die Andorranische Staatsbürgerschaft nach dem lei qualificanda
(Gesetz, das zur Beschlussfassung einer höheren Mehrheit bedarf als andere Gesetze) über die
Andorranische Staatsbürgerschaft besitzt.
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Artikel 5 Absatz 3:

In Übereinstimmung mit Art. 5 Abs. 3, dass Ersuchen um Überstellung vom Ministerium für
auswärtige Angelegenheiten abgefertigt und empfangen werden.

Artikel 17 Absatz 3:

In Übereinstimmung mit Art. 17 Abs. 3, dass Ersuchen um Überstellung und die beigeschlossenen
Unterlagen mit einer Übersetzung entweder in das Katalanische, Spanische oder Französische versehen
sein müssen.

Schüssel

157. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich der Anti-Doping-
Konvention

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Europarats hat Liechtenstein am 22. Mai 2000 seine
Ratifikationsurkunde zur Anti-Doping-Konvention (BGBl. Nr. 451/1991, zuletzt geändert durch BGBl. III
Nr. 108/2000, letzte Kundmachung des Geltungsbereichs BGBl. III Nr. 24/1999) hinterlegt.

Schüssel

158. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Überein-
kommens über Geldwäsche sowie Ermittlung, Beschlagnahme und Einziehung von
Erträgen aus Straftaten

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Europarats hat Estland am 10. Mai 2000 seine Ratifika-
tionsurkunde zum Übereinkommen über Geldwäsche sowie Ermittlung, Beschlagnahme und Einziehung
von Erträgen aus Straftaten (BGBl. III Nr. 153/1997, letzte Kundmachung des Geltungsbereichs BGBl. III
Nr. 139/2000) hinterlegt.

Anlässlich der Hinterlegung der Ratifikationsurkunde hat Estland nachstehende Vorbehalte erklärt:

Artikel 21:

Gemäß Art. 21 Abs. 2 des Übereinkommens sind die gerichtlichen Schriftstücke durch das Justiz-
ministerium zuzustellen.

Artikel 25:

In Übereinstimmung mit Art. 25 Abs. 3 sind die der Republik Estland vorgelegten Ersuchen und
deren Beilagen mit einer Übersetzung ins Englische zu versehen.

Schüssel
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